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Wiener Landtag

Der Wiener Landtag trat heute um 9 Uhr ^ mittag unter
dem Vorsitz des Präsidenten Lr , Neubauer zu einer kurzen Sit¬
zung zusammen , in der zunächst der Gesetzentwurf , betreffend
die Erteilung v* n Unterricht in Gesells ^ haftstänzen , zur Be¬
handlung gelangte*

Berichterstatter Arntsf - hrender Stadtrat Afritsch führte
dazu aus , der Gesetzentwurf bezwecke die Wiederinkraftsetzung
der österreichischen Rechtsvorschriften für die erwerbsmäßige
urteilung von Unterricht in Gesellschaftötänzen im Gebiete der
Stadt Wien , die bekanntlich durch die Reichsfcuiturgesetzgebung
aufgehoben wurden und infolge der geänderten staatsrechtlichen
Verhältnisse nicht mehr anwendbar 3 ind . Da ein Bedürfnis nach

Wiederherstellung des früheren Reehtszustandes besteht,
wurde im Einvernehmen mit der Union der Tanzmeister Österreichs
und d9n ü-bri 3 en interessierten Stellen diese Gesetzesvorlage
ausgearbeitet „

Der Gesetzentwurf wird #hne Debatte in erster und zweiter
Lösung besohltssen .

Amtsführender Stadtrat Besch berichtete sidann über den

o . öuer rur wiederhergestellte -Wfhnhäuser
Wirkung zerstört oder besch « d i vt. «m -rHon n-

er , _ e durch Kriegsein-
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oder wiederhergestellten Wohnhäuser eine mindestens 20jährige
Grund Steuerbefreiung aus zusprechen . Obwohl das Wiederaufbaugesetz
noch nicht in Kraft ist , muss der Wiener Landtag doch rechtzeitig
dafür Vorsorge treffen , um den Wiederaufbau Wiens , eines

t
Ier .̂ wicÄS h

tigsten Probleme unseres Landes , nioht zju verzögern . Der Bericht¬
erstatter bespricht im einzelnen die Vorarbeiten zu diesem Gesetz¬
entwurf und die Verhandlungen mit den Finanz - und Handelsministeri¬
en , die eine Abänderung der ursprünglichen Vorlage zur

"

Folge hat¬
ten . L^ s Gesetz lege der Gemeinde Wien finanzielle . Opfer auf , die
sie aber im Interesse - den Wiederaufbaues tragen müsse . Kr spricht
die sichere Erwartung aus , das im Parlament beschlossene Wieder¬
aufbaugesetz werde einen Meilenstein im wirtschaftlichen Aufbau
unseres Landes bilden , und drückt die Hoffnung aus , es werde dazu
beitragen , die Wirtschaft zu beleben , damit die Steuereingänge
steigen und dadurch der durfh dieses Gesetz entstabande- finanzielle
Verlust einigermassen gutgemacht werde.

Die Gesetzesvorlage wird gleichfalls ohne Debatte in
ers -t -er ' L« &ung . - beschlossen .

Damit ist die Tagesordnung erschöpft und die Sitzung
wird um 9 . 30 Uhr geschlossen.

Sitzung des Wiener Gemeinderates

Im Anschluss an die Sitzung des Wiener Landtages trat
der Gemeinderat unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Körner zu¬
sammen . Stadtrat Resch ( SPO ) referierte über den '

Rechnungsabschluss
der Stadt Wien für die Zeit vom 1 . April bis 31 . Dezember 1945
und über den entsprechenden Bericht des Kontrollamtes der Stadt
“ ien . Ebenso berichtete er übey den Rechnungsabschluss 1946 , dem
Jahr ’ in d8m zum ersten Mal die neue demokratische Gemeindeverwal¬
tung wieder nach den alten bewährten Grundsätzen aus der Zeit vor
dem Krieg arbeitete . -

Dieses Jahr schloss mit einem Abgang von 15 . 3 Millionen
Schilling und weist damit ein um mehr als 76 Millionen Schilling

^ sseres Ergebnis auf als nach dem Voranschlag erwartet wurde.



16 . Juli 1948 " Rathaus —Korrespondenz" Blatt 1010 .

Die Ursache dafür ist , dass das Steuererträgnis um 64 . 8 Millionen

Schilling höher war als erwartet wurde , während infolge des gros¬
sen Materialmangels die '

vorgesehenen Gelder nicht restlos ausge-
geben werden konnten , Stadtrat Resch verwies in diesem Zusammen¬

hang auch auf die gegenwärtige Situation , in der im Gegensatz zu
damals die Materialbeschaffung schon leichter ist , dafür aber
ein würgender Geldmangel viele notwendigen Vorhaben unmöglich
macht « Zum Bericht des Kontra ! 1 amtes der Stadt Wien über die Wahr¬
nehmungen in Geschäftsjahr 1946 wies der Finanzrcforcnt darauf hin,
dass das Kontrollamt im Jahre 1945 einen grossen feil des Perso¬
nals verloren , aber trotzdem die Stadtverwaltung bereits ordnungs¬
gemäss geprüft hat . Er sprach der Leitung und den Beamten des
.Kontrollamtes den Lank der Gemeindeverwaltung aus.

Hinsichtlich des Berichtes des Obersten Rechnungshofes
über die Gebarung der Bundeshauptstadt - Wien im Jahre 1946 und die
Äusserungen der Beauftragten zu diesem Berichtstellte Stadtrat
Resch fest , dass der Rechnungshof im Berichtsjahr nach zehnjäliri—
gei Unterbrechung zum ersten Mal wieder eine Prüfung der Gebarung
der Gemeindeverwaltung vorgenommen hat . Liese Tatsache sei vom
Standpunkt der Gemeindeverwaltung sehr zu begrüssen , dein ! cs gibt
nichts zu verstecken oder zu verschleiern und es sei erfreulich,
vom Rechnungshof Anerkennung zu - finden . Lie Beanstandungen werden
restlos geprüft ob sie durchführbar sind . Ler ‘ Referent stellte
mit Genugtuung fest , dass keine wesentliche Beanstandung erfolgt
ißt . Er kam sodann der Bitte des Präsidenten des Rechnungshofes
iveh und bat die Mitglieder des Wiener Gemeinderates „ allen Be-
amtcr des Wiener Magistrates , die 1945 und 1946 mitgearbeitet
xiabc ; eie Folgen des Krieges wieder wett zumachen , den Lank aus -
zu.su .

‘Gehen , ( Allgemeiner Beifall ) .
du . den Ausführungen des Berichterstatters ergriff im

ihnen der Fraktion der Österreichischen Volkspartei RR . Lr . Hohl
aas Er stellte unter anderem fest , dass bei der kritischen
ueurteilung des Rechnungsabschlusses die Situation der damaligen
Zcii zu . berücksichtigen sei ; trotzdem müsse er in finanz - und
personalpolitischcr Hinsicht zu den Abschlüssen grundsätzlich
Stellung nehmen.
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Zur Finanzpolitik sagte der Redner , daß die finanzielle

Leitungskraft jedes Bürgers unserer Stadt so angespannt sei,

daß keine Steuer - oder Abgabenerhöhung mehr möglich ist . Eine

solche müsse daher unter allen Umständen vermieden werden . Bei

der Personalpolitik der Stadtverwaltung bemängelte GR . Hohl,

daß das Personal vielfach nicht sachgemäß eingesetzt sei und die

an es gestellten Forderungen teilweise nicht erfüllt hätte.

Auch auf dem Gebiete der Verwaltungs - und Betriebsreform ist

leider nichts unternommen worden . Ferner ist den einzelnen Stadt

raten nicht einmal möglich , was jedem Betriebsrat zugebilligt
wird , nämlich in Fragen der Personalbesetzung Stellung zu nehmen

Per Redner betonte zum Schluß , daß es nicht möglich sei

aus öffentlichen Mitteln Angestellte zu bezahlen , die nicht

vollwertige Eisnsts leisten . Es gibt eine große Zahl hochwerti¬

ger Arbeitskräfte , die leider nicht in der Lage sind , Beschäfti¬

gung zu finden . Diese tüchtigen Menschen allein sollten in
einer öffentlichen Verwaltung verwendet werden ( Beifall bei der
ÖVP ) .

GR . Marek ( SPÖ ) nahm entschieden gegen die Anwürfe des
Vorredners Stellung . Wenn man den Rechnungsabschluß 1946 objek¬
tiv beurteilt , muß man feststellen , daß die Konsolidierung der

Lage in diesem Bericht sichtbar Ausdruck gefunden hat . Es ist

Aufgabe der Gemeindeverwaltung , schon heute die Voraussetzungen
zu einer neuen Finanzpolitik zu suchen und auch die Vorausset¬

zungen für eine Verwaltungs - und Betriebsreform in die Wege zu
leiten . Man müsse aber die Leistung jener Männer und Frauen ge¬
recht beurteilen , die 1945 , als alles nach dem Westen geflohen *

war , in mühevoller Arbeit die Verwaltung wieder aufgebaut haben.
Zu der Feststellung des GR . Dr . Hohl , daß ein Stadtrat

auf die Personalpolitik keinen Einfluß nehmen könne , bemerkte
ier Redner , daß dies schließlich auch nur in den Ressortbereich
les Amt sf .ihr enden Stadtrates für Personalwesen falle . Ein Stadt-
ra t hat eben nicht die Funktionen eines Betriebsrates auszuüben.
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Zum Schluss bezeichnote GR . Marek den Bericht des

Rechnungshofes als ein sichtbares Zeichen der Wiederherstellung

der Demokratie und brachte fiir seine Fraktion die Anerkennung

der Leistungen des Städtischen Personals zum Ausdruck . ( Beifall

bei den Sozialisten . )

Stadtrat Resch ( SPÖ ) führte in seinem Schlusswort aus,

dass die . Feststellung des GR . Pr , Hohl , die Gemeinde hätte im

Jahre 1946 aus Rücklagen gelebt , nicht richtig sei . Die Kassen¬

bestände sind nur um 4 Millionen gesunken . Langfristige Finanz¬

pläne kennen erst dann gefasst werden , wenn die Abgaberitcilung1
auf längere Fri ^ t geregelt ist . Es sei unmöglich , Finanzpläne

zu machen , wenn sich der Bund nicht auf längere Frist bereit er¬

klärt seinen Teil zu den Finanzen der Gemeinden boizutragen . Kre¬
dite werden grundsätzlich nicht abgelehnt , sondern wenn sie wirt¬

schaftlich zu verantworten sind , für dauernde und sich selbst er¬

haltende Investitionen in Anspruch genommen werden,

Bezüglich der Personal ! ragen stellte der Berichterstat¬
ter fest , dass man so gerne von yorwaltungsroform spricht . Es sei
aber bisher weder beim Bund noch in irgendeinem Land oder einer

und umfassende Reform der gesamten Verwaltung durchgeführt worden.

den Vcrwaltungszwcig und in jedem Betrieb hinterher ist , die Ab-

Konay als auch der Berichterstatter selbst seien ununterbrochen
bestrebt , die Verwaltung auf jenen Stand zu bringen , der nach
ausscnhi :i vertreten werden kann und der auch vor 1934 in der Ver¬
waltung dieser Stadt erreicht worden ist . StR , Resch appellierte
an die Vertreter aller Parteien , mitzuhelfen , dass die gewünsoh-
ton Verwaltungsreformen nicht im Kleinen immer verhindert werden,
( fciiall bei den Part ei genossen . )

In der darauffolgenden Abstimmung wurde der Rechnungs

troll amt es der Stadt Wien über die Wahrnehmungen im Geschäftsjahr
194o und der Bericht des Rechnungshof es über die Gebarung der Bun-
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jjor Gemeinderat ging hierauf in die Beratung der Bilm

dor Stadt i3üxion
_

Unt ernehmungen für 1943 ein.

Amtsführender Stadtrat Br , Exei ( ÖVP ) wies zu Beginn

seines Berichtes darauf hin , wie schwierig cs rein rochnungs-

nässig gewesen sei , dein Wirtschaftsjahr 1945 gerecht zu werden,

und dass die sehr bedeutenden Verluste , welche sich in den Bilnn-

son widerspiegeln , durch die ungeheuren Zerstörungen des Krieges

und die Substansvorlusto der Unternehmungen entstanden . Er vor-

vzeis -t vor allem auf die
'

Zerstörung der (jasvcrsorgirngs - , der Bleie-

trisitätsversorgungsoinriohtungen und der Verkehrsbetriebe,

Die Bilanz der Wiener Gaswerke weist für das Jahr 1945

einen Verlust von 56,829 ’. 500 * Schilling auf.

Die Wiener Elektrizitätswerke sohliessen mit einem Ver¬

luste von 59,224 * OOC Schilling , Von Investitionen musste infolge

der aussergewöhnlichen Verhältnisse im Jahre 1945 Abstand genom¬

men werden.

Bio Wiener Verkehrsbetriebe , die ganz besonders unter

den fürchterlichen folgen des Krieges gelitten haben , weisen de . ;

entsprechend einen Jahresverlust von 114,143 . 000 «Schilling :ax£ .

Bas Brauhaus der Stadt Wien hat einen Verlust von

5,556 . 100 Schilling auszuweisen.

Bei ' der Städtischen Bestattung zeigte sich die Bosen

heit , dass ' infolge der durch die Eriogseroignisse bedingten >

ron Sterblichkeit eine Schoinkonjünktur und dadurch ein Geb 'aru .-

Überschuss von 11 . 511 Schilling eintrat.
Bio Oowista verzeichnet einen Gcbarun,Silberschliss vo,

44 « 445 S Öhi 11 i ng.
Bor Landwirtschaftsbetrieb der Stadt Wien , dessen Tr -,

du'rclx den Verlust dos gesamten Viehbestandes und die Unmöglich
keif , während der Kriegseroignisso die Beider zu bestellen , De-

so/idore trostlos war , weist trotzdem bei der Treuhand Verwaltung
Laxenburg einen Reingewinn von 14 * 683 Schilling auf.

Bio Bilanzen der städtischen Unternehmungen wurden
ohne Böbatte genehmigt«

Anschliessend berichtet Amtsführender Stadtrat Br . L - l ;
klmngglio Re chnungsabSchlüsse diese r Unternehmun gen für 1S

_
46

_
‘_

n



16 , Juli 1943 " Rathaus —Korrcspondonz" Blatt 1014

Rio Wiener Gaswerke logen einen Rechnungsabschluss mit
einen Verlust von 2,839 . 104 Schilling vor . Die * Ursachen sind vor
allem die schlechte Rohstoffläge und die grossen Zerstörungen
des Weises ? bei gleichbleibenden Zentralrcgion . Im Berichtsjahr
1946 wurden 5 Millionen Schilling investiert.

Die Elektrizitätswerk e weisen einen Gewinn von 17,659 . 870
Schilling aus , der zur teilweisen Abdeckung des Jahresvorlustes
ans dom Geschäftsjahr 1945 verwendet werden soll.

hie Ve rkehrsbetri ebe schliessen mit einem Bilanzverlust
von 102,967 . 307 Schilling gegenüber einem solchen von 114,148 . 011
Sehilling im Jahre 1945 . Dies ist unter anderen auf eine Erhöhung
der Beförderungsleistung zurückzuführen . Die Anzahl der beförder¬
en Personen s .uf der Strassen - und Stadtbahn stieg von 331,3 Mil¬
lionen im Jahre 1945 auf 616 Millionen im Jahre 1946,

Der Verlust des Brauhauses der Stadt Wien beträgt für
das Jahr 1946 nur 466 . 200 Schilling gegenüber 5,536 . 000 Schilling
im Jahre 1945 * Mr das gegenwärtige Wirtschaftsjahr ist bereits
mit einer aktiven Bilanz zu rechnen.

Die Städtische Bestattung weist einen Jahresgewinn von
650 1 126 Schilling aus.

Die Gewista ist ein aktiver Betrieb . Die Gebarung schloss
mit einem Reingewinn von 130 . 970 Schilling.

Der Landwirtschaftsbetrieb litt Ms vor kurzem darunter,
dass die Preise der landwirtschaftlichen Produkte nicht geregelt
waren . Infolgedessen war von vorneherein mit einer Unterbilanz
Ku rGchno : i * DGr Verlust für das Geschäftsjahr 1945/1946 beträgt
279 * 742 Schilling , der Gewinn der Schloss - und Gebäudeverwaltung
Laxenburg 2 . 960 Schilling.

Der Berichterstatter schloss seine Ausführungen mit
Porten des Dankes für die mit der Erstellung der Bilanzen betrauten
Beamten und gedachte der vorbildlichen Betriebstreue der Arbeiter
und Angestellten der Unternehmungen.

Der Gemeinderat genehmigte die Rechnungsabschlüsse
a.ni ; ragsgomäss.1946
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Vizebürgermeister Honay ( SPÖ ) referierte sodann über

sahireiche Änderungen und Verbesserungen des Bienst - und Besol¬

dungsrechtes der Bediensteten der Stadt Wien , <düQ in langen aber

fruchtbaren Verhandlungen mit der Gewerkschaft der Gemeindebe¬

diensteten zustandegekommen sind.
So wird es möglich sein , schon vor Erlangen des Defini-

tivums , das nach 6 Jahren eintritt , Vordienstzeiten anzurechnen.

Ferner wurden für die Fälle M
'indestpensionen festgesetzt , wo die

rechnungsrnässigen Pensionen nicht ausreichen . Der Grundsatz , dass

bei Ausübung der Mandate als Hationalrat , Gerneinderat , und Be¬

zirksvertretungsmitglied eine Verminderung der Bezüge nicht ein¬

tritt , wurde auch auf Bezirksvorsteher , Verstände eines Fürsor¬

geamtes oder deren Stellvertreter ausgedehnt . Weiter wurde die

Möglichkeit geschaffen , länger als ein Jahr währende Karenzur¬
laube zu geben . Solche kommen meistens bei beabsichtigtem Be¬
rufswechsel vor . Die Vorlage sieht ferner vor , daß neben dem Vor¬
sitzenden der Personalkommission zwei Vorsitzende - Stellvertreter
zu wählen sind , deren einer von der ÖVP vorzuschlagen sein wird ,
während der andere dem Kreis der städtischen Angestellten ent¬
nommen werden soll . V/eiter wurde eine Ergänzung des Personalrech¬
tes der nach früherem Recht Pensionierten und ihrer Hinterblie¬
benen durchgeführt . Die Regelung schließt sich im allgemeinen an
die Vorschriften an , die der Bund im Entwurf eines Pensionüber-

sgesetzes niedergelegt hat und die voraussichtlich ßtiöh ineschlossen werden wird , Jeaoch hmsicntlieh des
witwenrechtes den entsprechenden Bedingungen der DienstOrdnung
Rechnung trägt . Ein weiterer Paragraph verpflichtet die Pensio¬
nisten , sich bis zur Vollendung des sechzigsten Lebensjahres wie¬
derverwenden zu lassen . Weigerung zieht den Verlust der Pension
nach sich . Diese Bestimmung soll jenen aufreizend empfundenen
Rallen , entgegen wirken , wenn ein etwa aus politischen Gründen
frühzeitig Pensionierter aus einem privaten Erwerb über ein hohes
Einkommen verfügt und daneben noch eine Pension aus öffentlichen
Mitteln bezieht,

I

Bie vorgaschlagene Änderung der GehaltsOrdnung für die

Bediensteten der Bundeshauptstadt Wr ien umfaßt im allgemeinen
zwei Reformen . Zunächä wurde dem Schema II noch ein Schema II L
f lr Lehrer eingefügt . In dieses Sollen die Lehrkräfte an den
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städtischen Lehranstalten für hauswirtschaftliche und gewerb¬
liche Frauenberufe eingereiht werden . Lie zweite Reform sorgt
besonders bei den mit höherem Dienstalter aufrückenden Personen,
daß im allgemeinen mit einer Beförderung auch eine geldliche
Besserstellung verbunden ist.

der
Die 1 ertragsbedienstetenordnung , düe eine/tragenden Pfei¬

ler in der Gesamtregelung des Dienst - und Besoldungsrechtes der
städtischen Bediensteten ist , schließt sich eng an das Vertrags-
cedienstatenrecht - 194 -8- d~a-9 ''■Bundes an . Sie bezieht sich aber nicht
auf die Vertragsbedienstetendarej ^-Dd^en ^Ktv^ arhal ^ näs durch Kol-
lektivverträge geregelt sind , wie die Bediensteten des Brauhau¬
ses , die Forstarbeiter , die Arbeiter des Landwirtschaftsbetrie¬
be ® und die Bediensteten der Gewista , Wenn die Stadt Wien auch
beschlossen hat , die städtischen Bediensteten grundsätzlich der
Dienstordnung zu unterstellen , so gibt es derzeit immerhin noch

‘ 48 ständige Vertragsbedienstete , die nicht , pra -gnartisiert wer¬
den können . Zumeist sind es solche , die beim Eintritt in den Ge-
meindedienst über 40 Jahre alt waren oder solche denen die Eig¬
nung für den Beamtendienst fehlt . Die Ansprüche bei Dienstver-
hinderung sind ahweichand vom Bond geregelt worden . Dieser zahlt
durch bestimmte Zeiträume die Bezüge weiter , wodurch die Kranken¬
kassen begünstigt werden , weil auf die Dauer des Bezuges das
Krankengeld ruht . Nach der vorliegenden Änderung soll das Kran¬
kengeld auf das volle Entgeld samt Familienzulagen ergänzt werden.

Aus der von Vizebürgermeister Honay referierten Vorlage
ist insbesondere noch der Punkt hervorzuheben , der eine Personal¬
er „ retung nach den für die Beamten geltenden Bestimmungen ver¬

sieht . Dem Bundesentwurf fehlt eine solche Bestimmung .. Auch die
Kündigungsfristen und Abfertigungen für alle Vertragsbedienste-

sowohl für Angestellte als auch für Arbeiter werden einheit¬

lich
festgesetzt . Schließlich ist noch zu bemerken , daß die um

2 Prozent erhöhten Bezüge nur jene Vertragsangeste Ilten erhalten
on , d ^ ren Pragmatisierung jetzt nicht in Aussicht genommen

DlG örhöhtGn Bezüge werden ab 1 . Mai 1947 nachbezahlt . Die
Äderung der Dienstordnung tritt rückwirkend mit 31 . August 1945Kraft . Damit wird auch für die Vertragsbediensteten der Stadt! " n ^ as Nazirecht verschwinden.

v
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Die Neuregelung der Nebenbezüge der nach Schema II ent¬
lohnten Bediensteten verursacht allein dem Magistrat laufende
Kosten von 4,600 . 000 Schilling und - den - s -täd _t±sohen Unternehmun¬
gen von 1,077 . 000 Schilling . Insgesamt betragen die mit der Än¬
derung der Di ens ^tordnoAg ^ . verbundenen Nachzahlungen 11,098 . 000
Schilling und die noch auf das heurige Jahr entfallenden Mehr¬
ausgaben weitere 7,860 . 000 Schilling.

In der Debatte stellte Gemeinderat Wallner ( SPÖ ) fest,
daß die GameindeVerwaltung ihrem Personal auf diesem Gebijt in
einer Weise entgegongekommen ist , wie man es in früheren Jahren
gewohnt war . Deshalb gebe seine Fraktion die Zustimmung zu der
Änderung des Dienst - und Bosoldungsrechtss.

uie Vorlage wurde sodann einstimmig angenommen.
Gemeinderätin Frieda NödI ( SPÖ ) referierte über die

Bruttovarrechnung der Ausstellung " Wien baut auf " . Sie gibt
uindn iberblick über die Entstehung der Ausstellung , die ur¬
sprünglich nur für die Geschäftsgruppe Bauangelegenheiten be¬
stimmt , zu einer Schau aller Zweige der Wiener Stadtverwaltung
erweitert wurde . Den Ausgaben von 1,095 . 939 ’ 80 Schilling stehen
.Einnahmen von 225 . 337 ’ 76 Schilling gegenüber.

GR . Kammermayer ( ÖVP ) bemängelt , daß keine detaillierten
Ziffern über die Bruttoverrechnung der Ausstellung bekanntgege-

wurden . Er stellte fest , daß seine Fraktion für die Ver¬
rechnung stimmen werde , angesichts des Defizits von rund 870 . 000
Shilling und der angespannten Finanzlage der Gemeinde müsse

n verlangen , daß detaillierte Angaben gemacht werden.
Die Stellungnahme der Sozialistischen Partei vertritt

Gemeinderat Dr . Neubauer , der betont , daß die Ausstellung " Wien
b3Ut aufH zu j 3non Gingen gehöre , die zwar zahlenmäßig in ihrer
Bedeutung nicht zu erfassen sind , in ihren Auswirkungen sich
d ° 'jr stärkör orweisen , als mit Ziffern erfaßbar ist.

i
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Eg ist zwar ein Defizit vorhanden , aber die geistige Einflussnahme

dieser Ausstellung auf die Wiener und die gesamte österreichische

Bevölkerung , sowie die auf klärende Wirkung auf das Ausland , sind

so gross gewesen , dass mit Rücksicht auf diesen ungeheuren Erfolg,
der sich erst im Laufe der kommenden Jahre zahlenmässig im Budget
auswirken wird , dieses Defizit nicht als besonders gross angesehen
werden kann.

Es gilt auch hier , was besonders für das Gesundheits¬
wesen Geltung hat , dass Vorbeugen besser als Heilen ist . Würden
die Wittel zur Sicherung des Briedens bercitgestcllt werden , müsste
man auch kein Gold für Kriege mehr ausgeben , ( lebhafter Beifall
bei der SPÖ ) . Man muss bedenken , dass " Wien baut auf " von mehr
als 85 « OOC Menschen besucht wurde , unter ihnen waren Hochkommissare
der Bo satzungsmachte und Staatsmänner , viele Kommunalpolitiker aus
den Bundesländern und aus dem Ausland , Zur Wiederherstellung dos
Ansehens Wiens in der - Welt hat diese Ausstellung Bedeutendes ge-
1 istet . Sie war notwendig und im rechten Zeitpunkt angesetzt . Die
Gemeinde hat so viel Arbeit für den Wiederaufbau der Stadt gelei¬
stet , die der Öffentlichkeit entgangen ist , die Stadt Wien hat es
aber wohl verdient , dass sic nach zwei Jahren Aufbauarbeit , mit
ihren Leistungen vor die Öffentlichkeit tritt . " Wien baut auf " hat -
gezeigt , welch positive Aufbauarbeit unsere Stadt , beispielgebend
Wir ganz Österreich , vollbracht hat . Sic ist auch ein ehrendes
Zeugnis für die Verwaltung und den Gerneindorat der Stadt Wien.
( Beifall bei der Mehrheit,)

In ihrem Schlusswort teilt GR , ITödl mit , dass nach der
Überprüfung die endgültige Abrechnung selbstverständlich allen
1 enioinderatsmitgliedcrn zur Verfügung gestellt worden wird.

In der Abstimmung wird die Brutto Verrechnung der Aus¬
stellung " Wien baut auf " einstimmig angenommen,

C-R , %a P 6 ( SPÖ ) referierte über die Verrechnung dos Er¬
tragnisses des Sportgroschens und der aus demselben zu bestreiten-
f̂ on Ausgaben.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen,



GH . Paula Kratky ( SPÖ ) begründete die Erhöhung d ° r Besuchs-

gelder in den städtischen Kindergärten und Horten und der Bei¬

trage für die Werkskllehen . Sie berichtete , daß die Wiener Kinder-

Wirten derzeit von 10 . 000 Kindern besucht werden , hie Gemeinde

fien gibt für ein Kind 900 S pro Jahr aus , während sie von den

Eltern nur 150 3 refundiert bekommt . Dies ist eine schöne soziale

Leistung . Vor 1934 besuchten hauptsächlich jene Kinder die Kinder¬

gärten , deren Eltern arbeitslos waren , während jetzt hauptsäch¬
lich solche Kinder in den Kindergärten sind , deren Mütter in Ar¬

beit stehen.
Die Mehreinnahme von 500 . 000 S , die sich aus der Erhöhung

des Besuchsgeldes von 1 . 50 3 auf 3 S pro Woche ergibt , soll für
die Schaffung neuer Kindergartengruppen verwendet werden . Pur El¬
tern , die diesen Beitrag nicht zahlen können , besteht die Möglich¬
keit , beim Jugendamt um eine Ermässigung anzusuchen . Die Zahl der

Ereiplätze ist mit 20 '̂ der verfügbaren Plätze festgesetzt , während
für weitere 20 $ der Plätze eine Ermässigung von 50 $ gewährt werden
kann.

Die Erhöhung des Beitrages für die Werksküche von 2 S auf
4 S in der Woche soll erst die Deckung aller Kosten , mit Ausnahme
der für das Personal , ermöglichen . Auch hier haben die Eltern die
Möglichkeit um Preiplätze anzusuchen.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.
Stadtrat Hohrhofer ( ÖVP ) berichtete über den Wiederauf¬

bau des städtischen Strandbades Gans eh äuf e1 . Das Gänsehäufel wurde
1907 eröffnet und hat sich im Laufe der Jahre zum größten Strand-
oad Wiens entwickelt . Durch die Kriegsereignisse zerstört , soll
es nun wieder neu erstehen . Bei den von Architekt Prof . A . Pe Her er
ausgearbeiten Plänen wurden die naturgegebenen Vorzüge weitgehendst
berücksichtigt . Es wird in ein Familienbad umgewandelt und so allen
Besuchern viel Bewegungsfreiheit geboten . Eine Ausnahme bildet
ber Nordstrand , dort wird ein Kinderbad errichtet , das den Kin-
^ rn kostenlos zur Verfügung stehen wird . Die höheren Baukosten
meiden durch den wesentlich geringeren Aufwand für die Erhaltung
des Bades ausgeglichen.

Nach vollständigem Ausbau des Strandbades werden Umkleide-
tooglichkeiten für 25 = 000 Personen vorhanden sein . Die Badefläche

Sor̂ mp? '
%

* as 't 550 . 000 m
2

, der Badestrand eine Länge von 2 km . Im
an {a

Jahres 1949 wird es möglich sein , einen Teil der Bade-
di «e Tnh +

r
•
° a * 6 ° 000 Personen in Betrieb zu setzen . Die vollstän-

e ui eDna hme wird erst nach mehreren Jahren AufbauarbeitJ10giich sein.
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j ) v,r Antrag dos Hof erraten , den Wiederaufbau 1 . s Gänse-
eis auf Grund der vorgelegten Pläne und die Inanspruchnahme

von 1,000 . 000 Schilling für die im Jahre 19 48 auszuf ährenden Ar¬
beiten zu genehmigen , wurde einstimmig angenommen.

Unterbrechung des Gemeinde , atsberichtoß*

•Schuhreparaturaktion der Schwedenhilfe

Schuhroparaturscheine der Schwedenhilfe für Kinder von
droi bis sechs Jahren worden für die Bezirke 1 , 8 und 9 auch noch
m Bonner sta , den 23 . 7 . , von 13 bis 15 Uhr im Bezirks Jugendamt
- 11: 1

"
• :̂ T dGn 3 . Bezirk am Freitag und Samstag , den 23 . und

Pt . 7 . , von 0 bis 11 Uhr im Bezirks Jugendamt III ausgegeben.

Zweite Trockonhilohausgabe der Unicef

Die zweite Ausgabe von Trockenmilch durch die Unicef
ftir Säuglinge erfolgt an einem Tag in der Woche vom 19 . bis 24.
Juli in den Bezirks Jugendämtern der Bezirke 1 bis 6 , 10 bis 16
lld( ' ^ Vorlagev der Teilnehmerkarte . per Tag und die

ĉ " x Ausgabe t bei den Bezirks Jugendämtern angeschlagen
t-ina , müssen oingehalton werden.

Schwodisehe Trockenmilch

rür dio 3 - G Jährigen Kinder der Bezirke IV , V , VI '- J
? :

XIV ! XT > XTI > XXI > XXII , XXIV , XXY und XlVa , dio in der
Vooho -ui der Ausweisung tcilgonommon haben , wird schwe-aisoho Trockenmilch am Montag , don 19 . Juli , bei den bekannten

C !1 rus e u Cübcn . Der Tag muss unbedingt eirgehalten werden.

^

^ oc konnilohausgabo für die Bezirke II , X XI , XIII
XVili und XIX muss auf den 26 . Juli verschoben werden.
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Fortsetzung dos Gerne inderatsberichtos

Beschlüsse ohne Debatte

Unter den übrigen Geschäftsstücken * die der Gemoinderat

ohne Debatte genehmigte , befindet sich die Erhöhung der Pflege-

golder der Stadt Wien für magistratische Kostkindor . Sie betragen

seit 1 , Juli ds . J , 120 S monatlich für Kleinkinder und 108 S mo¬

natlich für Kinder und Jugendliche bis zum 18 . Lebensjahr . Die

Ausgabe von Säuglingswäschopakoten an Neugeborene wird wieder ein¬

geführt , Für die Reparatur der Kriegsbeschädigten Hauptkampfbahn

dos Wiener Stadions wurde ein Sachkredit von IV 2 Billionen Schil¬

ling ; für die Behebung von Kriegsschäden am Schloss Helzendorf,

wo die Modeschule der Stadt Wien untergebracht ist , ein solcher

von 1 * 4 Millionen Schilling - bewilligt, # Ein Sachkredit von 2,3 Mil¬

lionen Schilling wurde für die Erbauung des Sailorkindorgartens
• 'Schweizer Spende ” genehmigt . Die Behebung der Kriegsschäden an

der Schule XIX, , Pantzcrgasse wird 430 . 000 Schilling erfordern.

Für Ersat zausführungon an kr io gsbesohädigten Wohnhäusern * deren

Eigentümer zur Behebung der Schäden finanziell ai s so r stunde sind

odor rieht dazu horangozogen worden können , genehmigte der Ge¬
meind erat für das laufende Jahr 1,7 Millionen Schilling , Für die

Erweiterung der Berufsschule für das Baugewerbe in Kagran wurden
600,000 Schilling bewilligt . Schliesslich bewilligte der Gcmeindc-
ret Subventionen an .. ine Roiho kultureller , sportlicher und für-

sorgerischor Vereinigungen in der Höhe von zusammen 529 * 000 Schil-
ling ; davon erhalten allein die Wiener Symphoniker 30c . 000 Schil¬
ling.

Am Schluss der Sitzung wird ein Antrag der GRc . Kammer-

mayer und Genossen ( ÖVP ) verlesen , der die rascheste LinuidieruDg
dur Rechnungen der städtischen Kontrahenten verlangt . Der Antrag
wurde den Amtsführ enden Stadtrat der zuständi gen Vurwaltungsgrup-
pe sugowiosen.



16 , Juli 1343 " Rathaus - Korrespondenz" Blatt 1022

Nach der öffentlichen Sitzung fand eine vertrau liche

Sitzung des Wiener Gerneinderatcs statt , in der die Verleihung dos

Ehrenringes der Stadt Wien an den Heimatforscher und Bibliophilen

Dr , Michael Rabcnlechnor nachträglich genehmigt wurde.

Bürgermeister Br . h . e , Körner dankt den Mitgliedern

des Gemeindoratos anlässlich dos Eintrittes in die Sommorferien

hcrzlichst für ihre erfolgreiche Tätigkeit mit Worten d ^ r Aner¬

kennung ihren erspriesslichen Wirkens für die wiener Bevölkerung

und cchliesst die Sitzung mit den besten Wünschen auf gute Erholung
um 12 Uhr mittags.
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